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Liebe Mitbürgerinnen,
liebe Mitbürger!
Nach den intensiven Haushalts-
beratungen für das Jahr 2015, in
denen die SPD-Fraktion aufge-
zeigt hat, dass die Gemeinde ein
deutliches Einnahmen-Problem
hat, sind in dieser Hinsicht wich-
tige Entscheidungen getroffen
worden. Diese sind zum einen die
Erhöhung der Kindergartenge-
bühren und zum anderen die
Einführung einer Folgekostenbe-
teiligung für neue Baulandaus-
weisungen.

Erhöhung der Kindergartenge-
bühren:

Ausgangslage
In 2006 stellte die Gemeinde ihre Ge-
bührenordnung für die Kindergärten
um. Grundlage für die Berechnungen
sind die Kosten des Gemeindekinder-
gartens in Siegertsbrunn. Damals
wurde beschlossen, dass die Eltern das
Defizit, welches nach den Pflichtzah-
lungen von Gemeinde und Freistaat
noch vorhanden ist, zu bis zu 50 Pro-
zent tragen sollten. Um dies zu errei-
chen, beschloss der Gemeinderat, die
Beiträge alle zwei Jahre moderat zu er-
höhen. In 2011 wurde diese Frist auf
ein Jahr verkürzt; in 2014 wurde die
Erhöhung jedoch verschoben. In den
letzten Jahren musste jeweils um 7
Prozent - von ursprünglich 85 Euro auf
108 Euro monatlich für eine fünfstün-
dige Buchungszeit pro Tag – erhöht
werden.

Bereits bei den Haushaltsberatungen
für 2015 war der SPD-Fraktion klar,
dass im kommenden Jahr die Gebüh-
ren für die Kindergärten deutlich ange-
hoben werden müssen. Dies wird eine
spürbare Belastung der Familien im
Ort mit sich bringen. Vorausschauend
stellte die SPD-Fraktion schon im De-
zember 2014 den Antrag, die Kinder-
gartengebühren nach Einkommen zu
staffeln, um die Belastung möglichst
sozial gerecht zu verteilen.

Argumente für eine Staffelung nach
Einkommen
Familien mit einem durchschnittlichen
Jahreseinkommen können die Kinder-
betreuungskosten für KiTas in voller
Höhe von der Steuer absetzen. Fami-
lien mit geringem Einkommen, errei-
chen keinen Steuersatz, um eine Ent-
lastung über die Steuerzahlung zu er-
halten.
Die Bundesregierung beschloss kürz-
lich die Erhöhung des Kindergeldes für
2015/16 um insgesamt 6 Euro. Diese
Aufstockung sollte nicht durch höhere
Kindergartengebühren bei Familien
mit geringerem Einkommen aufge-
zehrt werden.
Eine deutliche Gebührenerhöhung ist
aus Sicht der SPD-Fraktion unum-
gänglich. Diesen Fakt haben wir bei
den Haushaltsberatungen verdeutlicht.
Daher sollte die Gebührenerhöhung so
gestaltet sein, dass sie für alle tragbar
ist.

Erste Vorberatungen im Mai
Wie erwartet schlug die Verwaltung in
der HVA-Sitzung im Mai 2015 eine
deutliche Gebührenerhöhung von 108
Euro auf 140 Euro (für die fünfstün-
dige Buchungszeit) vor. „Eine Gebüh-
renerhöhung um 30 Prozent wäre für
alle Familien ein ganz schöner Ein-
schnitt. Das sind immerhin fast 400
Euro im Jahr für nur ein Kind. Wie sol-
len das die Familien mal eben ir-
gendwo einsparen?“, so Mindy Kon-
witschny (SPD). Besonders hart treffe

es die Familien, die ein niedriges Ein-
kommen haben. Die SPD-Fraktion war
die einzige, die deutlich ansprach, dass
man dieser Erhöhung nur zustimmen
könne, wenn eine Staffelung der Ge-
bühren für niedrige Einkommen einge-
führt werde.
Konkret sollten Familien mit einem
Jahreseinkommen bis zu 50.000 Euro
eine Ermäßigung von 25 Prozent und
Familien mit einem Einkommen bis zu
30.000 Euro eine Ermäßigung von 50
Prozent erhalten. Grundlage sollte der
Steuerbescheid des vorletzten Kalen-
derjahres sein. Familien, die vom
Landratsamt die Gebühren erstattet be-
kommen, sind ausgenommen.
In der HVA-Sitzung konnte keine an-
dere Fraktion für diesen Vorschlag ge-
wonnen werden. Der Verwaltungsauf-
wand sei zu hoch, so die CSU! Dieser
sei überschaubar, da nur Familien mit
einem Jahresbruttoeinkommen von un-
ter 50.000 Euro eine Förderung be-
kommen können. Zudem sei Gerech-
tigkeit immer mit Arbeit verbunden,
meinte Julia Leidl (SPD).

Pattsituation im Gemeinderat
In einer eingeschobenen und vorver-
legten Gemeinderatssitzung (Beginn
18 Uhr statt 19 Uhr) wurde der Tages-
ordnungspunkt „Staffelung der KiGa-
Gebühren“ nochmals intensiv disku-
tiert.
Während der Diskussion wurde deut-
lich, dass sich die Fraktionen der Grü-
nen, UB und AFW nochmals intensiv
mit dem Thema und den Vor- und
Nachteilen einer von der SPD-Fraktion
vorgeschlagenen Staffelung befasst
hatten und dem Vorschlag der SPD-
Fraktion nicht abgeneigt waren. Da
zum Zeitpunkt der Abstimmung noch
nicht alle Gemeinderäte aus berufli-
chen Gründen anwesend sein konnten
(vorverlegte Sitzung), kam es gegen
die Stimmen der CSU zur Pattsitua-
tion: 10:10 - also kein Beschluss! Da-
mit wurde auch der nächste Tagesord-
nungspunkt „Festsetzung der KiGA-
Gebührenhöhe“ verschoben.
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Finale Sitzung im Juni 2015
Als Folge der Pattsituation im Gemein-
derat reichte die CSU-Fraktion einen
eigenen Antrag zur Staffelung der
KiGa-Gebühren ein. Das Ziel beider
Anträge war gleich: die Entlastung von
Familien mit geringem Einkommen.
Schwerpunkt der CSU war die Decke-
lung der Kosten für die Ermäßigung.
In einem überfraktionellen Treffen, zu
dem alle Fraktionen eingeladen wur-
den, einigte man sich darauf, die Ermä-
ßigung nicht prozentual festzulegen,
sondern in fixen Beträgen. Das bedeu-
tet 28 Euro im Monat für Jahresein-
kommen unter 50.000 Euro und 35
Euro monatlich für Jahreseinkommen
unter 30.000 Euro. Zudem solle die
Förderung der Familien insgesamt bei
30.000 Euro jährlich gedeckelt sein.
Ein daraufhin gemeinsam ausgearbei-
teter Antrag aller Fraktionen konnte
aus formellen Gründen in der Kürze
der Zeit nicht auf die Tagesordnung
genommen werden. In der Gemeinde-
ratssitzung wurde daher der Antrag der
SPD-Fraktion angepasst und einstim-
mig angenommen. Eine Anhebung der
KiGa-Gebühren von 108 Euro auf 130
Euro für eine fünfstündige Buchungs-
zeit wurde anschließend ebenfalls ein-
stimmig beschlossen.

Fazit:

Wir hoffen, dass alle Anträge in Zu-
kunft schneller auf die Tagesordnung
kommen, egal von welcher Fraktion
sie gestellt werden. So können die The-
men in Ruhe und ohne Zeitdruck sinn-
voll diskutiert werden. Wir als SPD-
Fraktion sind der Überzeugung,
dass es möglich ist, in gemeinsamen
überfraktionellen Beratungen und
Gesprächen gemeinsame Lösungen
für die Aufgaben unserer Gemeinde
zu finden. Dies bedarf jedoch eines
fairen Umgangs untereinander und der
Möglichkeit einer guten Vorbereitung
- und die braucht Zeit!

Grundsatzbeschluss zur Folge-
kostenbeteiligung

Ausgangslage
In den letzten Jahren wurden viele
Wohngebiete neu erstellt und beste-
hende nachverdichtet. Dadurch hatte
und hat unsere Gemeinde einen großen
Zuwachs an Bürgern, der dazu führt,
dass die soziale Infrastruktur, sprich
Kindergärten, Krippen, Horte und
Schulen an den Bevölkerungszuwachs
angepasst werden muss. Diese Aufga-
ben sind sehr kostenintensiv und kön-
nen nicht mehr nur von den Gemeinde-
einnahmen alleine finanziert werden.

Einführung einer Folgekostenbeteili-
gung
Der „Planungsverband Äußerer Wirt-
schaftsraum München“ hat von der
Gemeindeverwaltung den Auftrag er-
halten, auf Grundlage von Prognosen
zur künftigen Siedlungsentwicklung in
Höhenkirchen-Siegertsbrunn, die Fol-
gekosten neuer Baugebiete zu berech-
nen. Daraufhin wurde ein Folgekosten-
anteil von 93,70 Euro pro m² neuer
Wohnbaugeschossfläche für Eigentü-
mer bzw. Projektträger ermittelt. Die-
ser Folgekostenanteil ist vom Eigentü-
mer bzw. Projektträger zu überneh-
men. Die Folgekostenbeteiligung gilt
für alle Verfahren der verbindlichen
Bauleitplanung mit Aufstellungsbe-
schluss nach dem 30. April 2015 und
Planungen, die mehr als 500m² Ge-
schossfläche beinhalten.

Diskussion zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens
Die SPD-Fraktion begrüßt die Einfüh-
rung der Folgekostenbeteiligung aus-
drücklich. Anlass zu intensiven Dis-
kussionen gab allerdings der Zeit-
punkt, ab welchem die Folgekostenbe-
teiligung in Kraft treten solle. Zur Zeit
der Beratungen waren bereits einige
Bauleitplanungen für große Bauge-
biete im Verfahren. Diese hatten schon
einen Aufstellungsbeschluss, aber
noch keinen Beschluss zur Satzung des
Bebauungsplans. Daher wurde von der
SPD Fraktion angeregt, nicht den Auf-
stellungsbeschluss, sondern den Sat-
zungsbeschluss als Zeitpunkt des In-
krafttretens der Folgekostenregelung

zu wählen. Damit würden alle drei
Baugebiete in die Neuregelung mit
einbezogen werden können. Nach in-
tensiven Diskussionen, in denen zuge-
sagt wurde, dass die betreffenden Ei-
gentümer bzw. Projektträger einen
freiwilligen Beitrag zur sozialen Infra-
struktur leisten werden bzw. schon ge-
leistet haben, wurde dem Zeitpunkt
„Aufstellungsbeschluss“ einstimmig
zugestimmt. “Mir ist es wichtig, dass
alle Eigentümer und Projektträger un-
ter dem Grundsatz der Gleichbehand-
lung fair behandelt werden“, so
Thomas Kaiser (SPD) im Lauf der Be-
ratungen.

Fazit:

Mit der Folgekostenbeteiligung hat der
Gemeinderat ein transparentes Kon-
zept für Baulandausweisung mit
Wohnbebauung geschaffen. Es ist für
Eigentümer und Projektträger eine
klare Orientierungsgrundlage für ihre
Kalkulationen bei neuen Projekten.
Für uns als SPD-Fraktion ist die Fol-
gekostenbeteiligung ein wichtiges
Instrument zur gerechten Vertei-
lung der Kosten für unsere soziale
Infrastruktur.

Wir bleiben dran und infor-
mieren Sie zeitnah und kom-
petent!

Ihre SPD-Gemeinderäte
Aktuelle Informationen zur Gemeinde-
ratsarbeit der SPD-Fraktion erhalten
Sie jeden 3. Mittwoch im Monat im
„Alten Wirt“ in Höhenkirchen um
19:30 Uhr oder auf
www.spd-hoehenkirchen-siegertsbrunn.de


